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Folgende Träger öffentlicher Belange und Behörden haben sich gemeldet und Hinweise 
und Anregungen vorgebracht: 
 
 

1. Vermessungs- und Katasteramt Osteifel-Hunsrück, Am Wasserturm 5 a, 
56727 Mayen, Schreiben vom 27.03.2018 
 

2. Stadtverwaltung AWB, Kehriger Straße 8-10, 56727 Mayen, Schreiben vom 
28.03.2018 
 

3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Obere Naturschutzbehörde, 
Postfach 20 03 61, 56003 Koblenz, Schreiben vom 05.04.2018 
 

4. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchä-
ologie, Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Schrei-
ben vom 18.04.2018 
 

5. 
 56727 Mayen, Schreiben vom 

24.04.2018 
 

6. Stadtverwaltung AWB, Kehriger Straße 8-10, 56727 Mayen, Schreiben vom 
20.04.2018 
 

7. Forstamt Koblenz, Richard-Wagner-Straße 14, 56075 Koblenz, Schreiben 
vom 02.05.2018 
 

8.  , 56727 Ma-
yen, Schreiben vom 04.05.2018 

 
 
 
 
 

Folgende Träger öffentlicher Belange und Behörden haben sich gemeldet und keine 
Hinweise und Anregungen vorgebracht: 
 

 
9. RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH., Godorfer Haupt-

straße 186, 50997 Köln, Schreiben vom 27.03.2018 
 

10. PLEDOC GmbH, Gesellschaft für Dokumentationserstellung und –pflege 
mbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen, Schreiben vom 05.04.2018 
 

11. PLEDOC GmbH, Gesellschaft für Dokumentationserstellung und –pflege 
mbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen, Schreiben vom 13.04.2018 
 

12. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Landesdenkmalpflege, 
Erthaler Hof, Schillerstraße 44, 55116 Mainz, Schreiben vom 19.04.2018 
 

13. Vodafone GmbH/ Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Neubaugebiete 
KMU, Südwestpark 15, 90449 Nürnberg, Schreiben vom 07.05.2018 
 

14. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Postfach 10 02 55, 
55133 Mainz, Schreiben vom 07.05.2018 
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Eingegangene Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. 
§ 4a Abs. 3 BauGB zum Bebauungsplan »Hinter Burg III« (2. Änderung), Mayen 

Stellungnahme 
von: 

Inhalt Abwägung/Empfehlung 

1. Vermessungs- 
und Katasteramt 
Osteifel-Hunsrück, 
Am Wasserturm 5 a, 
56727 Mayen, 
Schreiben vom 
27.03.2018 
 

Zur Bauleitplanung der Stadt Mayen, 
hier: 2. Änderung des Bebauungspla-
nes „Hinter Burg III", möchten wir aus 
bodenordnerischer Sicht auf unsere 
Stellungnahme vom 27.12.2016 hin-
weisen. 
 
Stellungnahme vom 27.12.2016: 
 
In bestimmten Fällen der Umwid-
mung von Festsetzungen eines 
rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
ist das Vorliegen einer Entschädi-
gungspflicht durch die jeweilige Ge-
meinde zu prüfen. Das gilt insbeson-
dere für die Umwidmung von solchen 
Flächen in Bauland, die bisher einem 
Gemeinbedarfszweck dienten bzw. 
als Verkehrsflächen, Grünflächen, 
Kinderspielplätze etc. festgesetzt wa-
ren. 
Im Rahmen der Änderung soll der. 
Bereich des Kinderspielplatzes in der 
Gemarkung Mayen, Flur 11, Flur-
stück 90/29 als Baugrundstück um-
gewidmet werden. 
Die Entschädigungspflicht hängt u.a. 
von den Eigentumsverhältnissen zum 
Zeitpunkt der ursprünglichen Festset-
zung und von der Art und Weise der 
Bereitstellung der Fläche ab (z.B. 
durch freihändigen Erwerb, Umle-
gung, Enteignung). 
Führt das Ergebnis der Prüfung zu 
der Erkenntnis, dass ein aus heutiger 
Sicht nicht gerechtfertigter Eigen-
tumsentzug vorliegt, besteht die 
Pflicht zum Ausgleich des entstande-
nen Vermögensnachteils. 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men 
 
 
 
Das zu überplanende Areal 
wurde durch das Umle-
gungsverfahren „Hinter Burg 
Teil Ost“, Anfang der 1980er 
Jahre nach den §§ 45 – 79 
BauGB neugeordnet. Nach 
Abschluss des Umlegungs-
verfahrens wurden die be-
troffenen Rechtsverhält-
nisse, wie es auch der Funk-
tion eines Umlegungsver-
fahrens entspricht, wieder in 
das Privatrecht entlassen. 
Ein Umlegungsplan kann im 
Allgemeinen nur mittelfristig 
(ca. fünf Jahre) als Basis für 
die, die Bodenordnung be-
treffenden, Rechtsverhält-
nisse dienen. Somit ist im 
Fall des Bebauungsplanes 
„Hinter Burg III“ (2. Ände-
rung) keine Entschädi-
gungspflicht aus dem dama-
ligen Umlegungsverfahren 
herzuleiten 
 

2. Stadtverwaltung 
AWB, Kehriger 
Straße 8-10, 56727 
Mayen, Schreiben 
vom 28.03.2018 

An dieser Stelle weisen wir Sie auf 
unser Schreiben vom 16.12.2016 hin 
und hier insbesondere nochmals, 
dass zurzeit die Erschließung in Be-
zug auf Schmutzwasserbeseitigung 
nicht gewährleistet ist. Hier wird die 
Erweiterung des Schmutzwasserka-
nales erforderlich. 
 
Stellungnahme vom 16.12.2016: 
 

 
 
 
In Abstimmung mit dem 
AWB wurde besprochen, 
dass dieser den Schmutz-
wasserkanal um bis zu 70 m 
verlängert, damit die neu er-
stellten Grundstücke an das 
Abwassernetz angeschlos-
sen werden können.  
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Wir erlauben uns jedoch darauf hin-
zuweisen, dass zurzeit die Erschlie-
ßung in Bezug auf Schmutzwasser-
beseitigung nicht gewährleistet ist, 
hier wird die Erweiterung des 
Schmutzwasserkanales erforderlich. 
 

 

3. Struktur- und Ge-
nehmigungsdirektion 
Nord, Obere Natur-
schutzbehörde, 
Postfach 20 03 61, 
56003 Koblenz, 
Schreiben vom 
05.04.2018 

Gegen die geplante Änderung beste-
hen aus Sicht der Oberen Natur-
schutzbehörde keine grundlegenden 
Bedenken. Wir verweisen hinsichtlich 
des einzuhaltenden Zeitraums für 
Gehölzentfernungen, der erforderli-
chen Kontrolle auf Fledermausbesatz 
vor Beginn der Gehölzentfernungen 
sowie der notwendigen Kompensa-
tion der Lebensraumverluste, auf un-
sere Stellungnahme vom 14.12.2016 
(Az.: 426-03.137). 
 
Stellungnahme vom 14.12.2016: 
 
Von der Änderungsplanung ist ein bi-
otopkartierter Bereich zumindest 
randlich betroffen. Die Fläche stellt 
einen geeigneten Lebensraum für ge-
hölzbrütende Vogelarten dar und ist 
auch für Fledermäuse, insbesondere 
als Nahrungshabitat, geeignet. Es 
wurden vor diesem Hintergrund 
faunistische Erfassungen für die Ar-
tengruppen Vögel und Fledermäuse 
durchgeführt. 
Die erstellten Fachgutachten kom-
men sowohl für Vögel, als auch für 
Fledermäuse zu dem Ergebnis, dass 
eine Auslösung der Verbotstatsbe-
stände des § 44 Abs. 1 BNatSchG 
nicht zu erwarten ist, sofern die Ge-
hölzrodung im Winterhalbjahr, in dem 
Zeitraum vom 01. Oktober bis 28. 
Februar durchgeführt werden. Die 
Gehölze sind zudem vor einer Ro-
dung auf aktuellen Fledermausbe-
satz zu kontrollieren. Sofern entge-
gen der Ergebnisse der durchgeführ-
ten Untersuchung eine Winterquar-
tiernutzung durch einzelne Individuen 
festgestellt wird, ist es erforderlich die 
Rodung einzustellen und das weitere 
Vorgehen mit der Oberen Natur-
schutzbehörde abzustimmen.  
Die Gehölzbestände liegen größten-
teils außerhalb der Bebauungsplan-
fläche, sind im Zuge des Vorhabens 
nur vergleichs-weise kleinflächig und 

wird zur Kenntnis genom-
men 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan „Hinter 
Burg III“ (2. Änderung) wird 
auf Grundlage des § 13 a 
BauGB – Bebauungspläne 
der Innenentwicklung – 
durchgeführt. Das Verfahren 
kann nach den Vorschriften 
des § 13 Abs. 2 und 3 Satz 
1 BauGB durchgeführt wer-
den, daher ist eine Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, ein Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, die An-
gabe welche Arten umwelt-
bezogener Informationen 
verfügbar sind nach § 3 Abs. 
2 Satz 2 BauGB, sowie eine 
zusammenfassende Erklä-
rung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 
BauGB und § 10 Abs. 4 
BauGB und eine Überwa-
chung nach § 4 c nicht not-
wendig. 
 
Somit hat die Stellung-
nahme formaljuristisch 
keine Auswirkungen auf das 
Verfahren. Gleichwohl ist die 
Stadt Mayen bemüht für den 
Eingriff in die Fläche einen 
ausreichenden Ausgleich zu 
schaffen. Wie mit der Unte-
ren Naturschutzbehörde der 
Kreisverwaltung Mayen-
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randlich betroffen und bleiben über-
wiegend erhalten. Dennoch halten 
wir, wie auch im Rahmen der Fach-
gutachten vorgeschlagen, Maßnah-
men für erforderlich, um den Lebens-
raumverlust zu kompensieren. Es 
sind in den Randbereichen des Pla-
nungsgebietes deshalb Ersatzle-
bensräume für Gebüschbrüter und 
Fledermäuse durch Pflanzung von 
standortgerechten Gehölzen herzu-
stellen. Hinsichtlich des geeigneten 
Umfangs und der weiteren Details zu 
der erforderlichen Ersatzpflanzung, 
halten wir eine weitere Abstimmung 
mit uns als Obere Naturschutzbe-
hörde für erforderlich. 

Koblenz im Einvernehmen 
mit der Struktur- und Geneh-
migungsdirektion Nord, 
Obere Naturschutzbehörde, 
am 17.02.2017 abgestimmt, 
wurde auf den Gehölzstrei-
fen im rückwertigen Bereich 
des Bebauungsplanes ver-
zichtet. Stattdessen wird 
eine private Grünfläche, mit 
einer Flächengröße von ca. 
160 m² ausgewiesen. Das 
Ziel ist es, auf dieser Fläche 
den Feldgehölzbestand zu 
erhalten und zu pflegen. Zu-
dem wird die Stadt Mayen, 
ebenfalls auf freiwilliger Ba-
sis, grundstücksnah (Flur 11 
Grundstück Flst.-Nr. 388/1) 
eine zusätzliche Fläche mit 
Gehölzen entwickeln. Der-
zeit befindet sich auf dieser 
Fläche nur Unland. 

4. Generaldirektion 
Kulturelles Erbe 
Rheinland-Pfalz, Di-
rektion Landesar-
chäologie, Außen-
stelle Koblenz, Nie-
derberger Höhe 1, 
56077 Koblenz, 
Schreiben vom 
18.04.2018 

Wir verweisen auf unsere Stellung-
nahme vom 12.01.2017, Az. 
2017.0022.1, in der wir auf den ar-
chäologischen Sachverhalt hingewie-
sen haben, diesen jedoch in der bis-
herigen Textfestsetzung nicht be-
rücksichtigt sehen. Wir bitten um eine 
redaktionelle Anpassung. 
 
Bislang liegen der Direktion Lan-
desarchäologie, Außenstelle Koblenz 
in diesem Bereich keine konkreten 
Hinweise auf archäologische Fund-
stellen vor. Allerdings stuft die Direk-
tion Landesarchäologie den Pla-
nungsbereich aus geographischen 
und topographischen Gesichtspunk-
ten als archäologische Verdachtsflä-
che ein. Dementsprechend können 
hier bei Bodeneingriffen bisher unbe-
kannte archäologische Denkmäler zu 
Tage treten, die vor ihrer Zerstörung 
durch die Baumaßnahmen fachge-
recht untersucht werden müssen 
(§19 Abs. 1 DSchG RLP). Der Bau-
herr ist in diesem Bereich verpflichtet, 
den Beginn von Erdarbeiten mit der 
Direktion Landesarchäologie recht-

Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Der rechts stehende Passus 
wurde bei den Hinweisen zu 
dem Bebauungsplan (hinter 
den textlichen Festsetzun-
gen) ergänzt. Es handelt 
sich um eine redaktionelle 
Änderung. 
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zeitig (2 Wochen vorher) abzustim-
men (§21 Abs. 2 DSchG RLP). Wei-
terhin sind die vor Ort Beschäftigten 
Firmen über den archäologischen 
Sachverhalt zu informieren. 
Weiterhin wird auf die Anzeige-, Er-
haltungs- und Ablieferungspflicht 
(§16-21 DSchG RLP) verwiesen. Die 
Baubeginnsanzeige ist an landesar-
chaeologie-koblenzegdke.rlp.de oder 
0261 — 6675 3000 zu richten. 
Es wird darauf hingewiesen, dass un-
angemeldete Erd- und Bauarbeiten in 
Bereichen, in denen bislang verbor-
gene archäologische Denkmäler ver-
mutet werden, ordnungswidrig sind 
und mit einer Geldbuße von bis zu 
einhundertfünfundzwanzigtausend 
Euro geahndet werden können (§33, 
Abs. 1 Nr. 13 DSchG RLP). 

5.  

  
 

s
 

 56727 Mayen, 
Schreiben vom 
24.04.2018 

1. ÜBERSICHTSKARTE 
Positiv haben wir zu Kenntnis genom-
men, dass die Untere und Obere NA-
TURSCHUTZBEHÖRDE unsere 
EINWENDUNGEN beurteilt hat. Die 
Dreiecksfläche ist nun als „Private 
Grünfläche „ mit 160qm ausgewie-
sen. Wir gehen davon aus, dass der 
künftige Grundstückseigentümer für 
die Einhaltung der Vorgabe zuständig 
ist und keine erweiterte Bebauung 
vornehmen kann. Grundsätzlich ent-
steht durch die Umbenennung in „Pri-
vate Grünfläche" kein Bebauungsver-
bot. Hierzu wären wir für eine Erläu-
terung dankbar. 
 
2. BAUWEISE 
Zu diesem Punkt ist ebenfalls zu be-
merken, dass unsere geschilderten 
Bedenken beachtet wurden. Dem-
nach verringert sich die WOHNBAU-
FLÄCHE von 1925 qm um die „Pri-
vate Grünfläche" ca. 160qm auf 1765 
qm = ca. 1750 qm, sofern nicht eine 
spätere Bebauung der Grünfläche 
möglich ist. Die GRZ = Grundflächen-
zahl betrug ursprünglich WR 0,3 von 
1925 = Grundflächenzahl 577; nach 
dem neuen Entwurf WR 0,4 von 1750 
= 700 Wohnraumfläche. Die GFZ = 
Geschossflächenzahl ist mit 0,8 un-
verändert. Die TF = Traufhöhe ist mit 
9,0 m festgesetzt um eine Verschat-
tung der jetzigen Anlieger zu vermei-
den. 

 
Innerhalb der privaten Grün-
fläche F1 sind keine bauli-
chen Anlagen zulässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Wir gehen davon aus, dass die einge-
zeichneten Grundstücksmarkierun-
gen (blau) nur eine Möglichkeit dar-
stellen soll und ansonsten die freie 
Gestaltung den Bauherren obliegt. 
Wir gehen davon aus, dass beson-
dere Auflagen in den Bauscheinen 
gefordert werden. 
Hier stellt sich automatisch die Frage: 
WER ÜBERWACHT DIE BAUPFA-
SEN? Erfahrungsgemäß gilt in Ma-
yen der Spruch: DIE BESTEN AUF-
PASSER SIND DIE NACHBARN! 
 
 
 
DIE Stellungnahme zu Punkt 2: Die 
Auflagen, welche der zukünftige Bau-
herr im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens erfüllen muss ist 
nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes. Es dürfte aber auf jeden Fall in 
den Zuständigkeitsbereich des Fach-
bereichs 3 fallen. 
 
3. ABGRENZUNG 
Unsere EINWENDUNGEN Zu die-
sem Punkt wurden in keiner beachtet. 
Hierzu die lapidare Stellungnahme: 
„Die Flächen für Stellplätze und Ga-
ragen sind unter PUNKT 5 der Textli-
chen Festsetzungen des Bebauungs-
planes geregelt“. Nicht unter PUNKT 
5 sondern unter PUNKT 6 steht ge-
schrieben: 6.1 Garagen und Stell-
plätze sind allgemein zulässig. 6.2 
Garagen müssen mindestens 3,0 m 
zur Begrenzung der öffentlich festge-
setzten Verkehrsflächen einhalten. 
Der weitere Satz in der Stellung-
nahme ist komplett Sachverhalts-
fremd: „Aufgrund der geringen Größe 
des Bebauungsplangebietes sind 
keine starken ZUSÄTZLICHEN 
PARKSUCHVERKEHRE zu erwar-
ten. 
Eine weitere fließende Aussage ist 
unter Tz. 5.6 der Begründung formu-
liert: „Auf eine konkrete Festsetzung 
der Stellplätze und Garagen wird ver-
zichtet. Um eine Gefährdung des flie-
ßenden Verkehrs auszuschließen ist 
vor Garagen ein 2,0 m Stauraum vor-
zusehen“. 
 
 

 
Die Baugrenze bildet die 
Grenze eines Baufensters, 
innerhalb des Baufensters 
hat der Bauherr die Möglich-
keit seinen Hauptbaukörper 
zu errichten. Der Bauherr ist 
nicht verpflichtet auf der 
Baugrenze zu bauen. 
 
Die Auflagen, welche der zu-
künftige Bauherr im Rahmen 
des Baugenehmigungsver-
fahrens erfüllen muss ist 
nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan regelt 
unter Punkt 6: 
 
Garagen und Stellplätze 
sind allgemein zulässig und 
Garagen müssen mindes-
tens 3,0 m zur Begren-
zungslinie für öffentlich fest-
gesetzte Verkehrsflächen 
einhalten. 
 
Durch diese Regelungen 
wird gewährleistet, dass die 
Verkehrssicherheit entlang 
des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplangebietes ge-
sichert ist und innerhalb des 
Geltungsbereiches ausrei-
chend Stellplätze für die zu-
künftigen Nutzer erstellt wer-
den können. 
 
Die Stadtverwaltung Mayen 
wird zeitnah prüfen, ob in 
dem anliegenden Wohnbau-
flächen die in den Bauge-
nehmigungen geforderten 
Stellplätze eingerichtet wor-
den sind. Falls es Grundstü-
cke gibt, in welchen nicht die 
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4. ERSCHLIESSUNG 
Die Stellungnahme zudem Punkt 4 ist 
unseres Erachtens nicht aufklärend 
dargestellt. Auch zu diesem Punkt 
eine schnelle Abhandlung mit dem 
Hinweis, dass die konkrete Planung 
der Frisch- und Abwasserkanäle und 
deren Anschlüsse in das Baugebiet 
nicht Regelungsinhalt des Bebau-
ungsplanes sind. Für etwas mehr 
Aufklärung könnte die NICHTABWÄ-
GUNGSRELEVANTE Stellungname 
der Stadtverwaltung Eigenbetrieb Ab-
wasserbeseitigung geben. 
 
5. ÜBERSCHLÄGIGE KOS-
TENENTWICKLUNG 
Hier wird wiederum auf die verein-
fachte Formulierung „nicht Rege-
lungsinhalt des Bebauungsplanes. 
Beruhigend ist der Hinweis: „Die Kos-
ten für die Verlängerung des Abwas-
serkanäle müssen durch die Verursa-
cher getragen werden". Des Weite-
ren: „Auf die bisherigen Anlieger 
kommen keine Erschließungskosten 
zu". 
 
 
 
 
6. SCHUTZ: Pflege und Ent-
wicklung der Landschaft 
Zu diesem Punkt wurden erkennbare 
Änderungen und auch Prüfungen 
vorgenommen. Die Stellungnahmen 
der UNTEREN UND DER OBEREN 
NATURSCHUTZBEHÖRDE zeigen, 
dass unsere EINWENDUNGEN be-
gründet waren. 
 
Nach den Ausführungen „TEXTLI-
CHE FESTSETZUNGEN ZUM BE-
BAUUNGSPLAN „sind Maßnahmen 
diesbezüglich vorgesehen. 
 
 
 

in den Baugenehmigungen 
geforderten Stellplätze er-
richtet wurden, wird die 
Stadtverwaltung von den Ei-
gentümern die Herstellung 
dieser fordern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die konkrete Planung der 
Frisch- und Abwasserkanäle 
und deren Anschlüsse in 
das Baugebiet sind nicht Re-
gelungsinhalt des Bebau-
ungsplanes. 
 
Der Abwasserbetrieb der 
Stadt Mayen wird den in der 
Justus-Liebig-Straße vor-
handenen Abwasserkanal 
bis zu den neuen Baugrund-
stücken verlängern. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Hier stellt sich naturgemäß die Frage 
Wer ÜBERWACHT die Maßnahmen? 
Auffallend ist, dass die Beurteilungen 
für Artenschutz Tiere und Pflanzen 
erkennbar intensiv geprüft wurden. 
Der Artenschutz MENSCH findet nir-
gendwo eine Erwähnung. Bekannt-
lich legt die NATURSCHUTZBE-
HÖRDE auch in dieser Richtung 
MENSCH besonderen Wert. Deshalb 
ist für uns diesbezüglich die fehlende 
Beurteilung nicht erklärbar. Möglich-
erweise haben der NATURSCHUTZ-
BEHÖRDE unsere Ausführungen 
nicht vorgelegen.  
 
 
 
 
 
 
 
ZUR BESCHLUSSVORLAGE 
4556/2016  
Demografische Entwicklung 
Unter dieser Überschrift haben wir 
unsere Auffassung bezüglich Arten-
schutz MENSCH formuliert. Der pro-
grammierte Satz lautet: „Die BE-
SCHLUSSVORLAGE und die DE-
MOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG 
sind nicht Regelungsgegenstand des 
Bebauungsplanes." Sollte dies zu-
treffend sein, so ist die weiterfüh-
rende Aussage etwas nachdenklich 
zu werten, „Durch die Festsetzungen 
des überarbeiteten Bebauungspla-
nes wird eine Rücksichtnahme auf 
die umliegenden Grundstücke ge-
währleistet“.  
 
ABSCHLIESSENDE ANMERKUN-
GEN 
Diesen Schriftsatz bitten wir noch-
mals als Antrag auf Ablehnung des 
Bebauungsplanes Hinter Burg III zu 
werten. 
Um Rechtsstreitigkeiten im Vorfeld 
auszuschließen, bitten wir nochmals 
alle Bauinteressenten auf unsere 
EINWENDUNGEN hinzuweisen. 
 

Die Obere und Untere Na-
turschutzbehörden wurden 
in der erneuten Offenlage 
als Fachbehörden um Stel-
lungnahme gebeten. In wie 
weit diese Fachbehörde den 
Artenschutz des Menschen 
im Kontext der Stellung-
nahme zu einem Bebau-
ungsplangebiet berücksich-
tigt und prüft ist uns nicht be-
kannt. Eine Stellungnahme 
durch diese Fachbehörden 
bzgl. der Thematik Mensch 
ist nicht eingegangen. 
 
Es ist davon auszugehen, 
dass der Art Mensch kein re-
levanter Schaden durch die 
Realisierung eines Bauge-
bietes entstehen dürfte.  
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Für die Bauinteressenten 
sind die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Maßgeb-
lich. Diese sind öffentlich zu-
gänglich. 
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6. Stadtverwaltung 
AWB, Kehriger 
Straße 8-10, 56727 
Mayen, Schreiben 
vom 20.04.2018 

Ergänzend zu unserer Stellung-
nahme vom 20.03.2018, zu oben an-
geführtem Bebauungsplan, teilen wir 
Ihnen mit, dass die noch herzustel-
lende Schmutzwasserverlängerung 
in einer Tiefe zwischen 2,00 und 1,70 
Meter erfolgt. 
 
Je nach Ausbaustandard der privaten 
Bauvorhaben, hier insbesondere bei 
Kellerherstellungen, kann es durch-
aus möglich sein, dass eine Kel-
lerentwasserung nur durch Installa-
tion von Pumpen erfolgen kann. 

In die textlichen Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes 
wird ein Hinweis aufgenom-
men, dass der Kanal in einer 
Tiefe zwischen 2,0 und 1,7 
m unterhalb der Oberfläche 
der Straße liegt. Bereiche, 
welche Unterhalb der An-
schlüsse an den Abwasser-
kanal liegen müssen dem-
entsprechend mit Hilfe von 
Pumpen entwässert wer-
den. 

7. Forstamt Koblenz, 
Richard-Wagner-
Straße 14, 56075 
Koblenz, Schreiben 
vom 02.05.2018 

Gegen das Vorhaben bestehen forst-
licherseits keine grundsätzlichen Be-
denken. 
 
Die ursprüngliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Spielplatz wurde 
in den letzten 30 Jahren nicht weiter 
entwickelt. Mittlerweile hat sich auf 
dem 1925 m² großen Grundstück, in 
der Gemarkung Mayen, Flur 11, Nr. 
90/29 wieder Wald etabliert, dem 
südlich ein weiterer Waldbereich an-
grenzt. 
Für die Durchführung der Baumaß-
nahme wäre es erforderlich Wald zu 
roden. 
Somit ist vor Baugenehmigung ein 
entsprechender Antrag auf Änderung 
der Bodennutzungsart, mit genauer 
Flächenangabe nach 14 LWaldG 
RLp beim Forstamt Koblenz einzu-
reichen. 
Das Forstamt sieht aktuell keine 
Gründe, weshalb von Seiten der 
Forstverwaltung die Rodungsgeneh-
migung nicht erteilt werden sollte. 
Danach ist eine Flächengleiche Wie-
deraufforstung zu erbringen. 
Es könnte geprüft werden, ob der 
forstliche Ausgleich nicht durch Wald-
verbessernde Maßnahmen im Stadt-
wald Mayen erbracht werden kann. 
Auf die Einhaltung der Grenz und Si-
cherheitsabstände wird hingewiesen. 
Sofern bei aufzustellenden Gebäu-
den der Sicherheitsabstand unter-
schritten werden soll, ist auf eine ver-
stärkte Dachkonstruktion zum Perso-
nenschutz zu achten. 

Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Ein Antrag auf Änderung der 
Bodennutzungsart wird 
beim Forstamt Koblenz ein-
gereicht. 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. Es wird in Zusammen-
arbeit mit dem städtischen 
Forst eine sinnvolle Aus-
gleichsmaßnahme geprüft. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. Ein Hinweis wird in die 
textlichen Festsetzungen 
mitaufgenommen. 
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8. , 
 

 , 56727 
Mayen, Schreiben 
vom 04.05.2018 

Zurzeit parken die PKWs auf der 
Straße bzw. in den Garagen. Es be-
stehen 14 Wohneinheiten (3 Mehrfa-
milienhäuser und 5 Einfamilienhäu-
ser) im oberen Bereich der Justus-
von- Liebigstraße.  
 
In der heutigen Zeit kann man davon 
ausgehen, dass jeder Anlieger 2 
PKWs besitzt, d.h. mind. 28 PKW` s, 
wobei nicht jede Wohneinheit eine 
Garage hat.  
 
Die Frage lautet: Wo sollen zukünftig 
die PKWs parken?  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ihre Frage aufgrund dessen an mich 
gerichtet: Wo denn die Anlieger in der 
Marktstraße parken sollen?  
 
Hierzu Folgendes: Das Wohngebiet 
befindet sich am Stadtrand. Es kann 
doch nicht für die Zukunft so sein, 
dass die Anlieger in der Albert-
Schweitzer-Straße parken müssen, 
wobei dienstags und Donnerstag 
Parkverbot besteht. Dies ist nicht 
praktikabel.  
 
 
 
Warum muss die Erschließung von 4 
Bauplätzen in eine gewachsene 
Struktur in einem Wohngebiet derma-
ßen eingreifen, dass man auf der 
Straße nicht mehr parken kann? Es 
besteht auch bei vielen Gebäuden 
nicht die Möglichkeit, weitere Stell-
plätze auf dem Privatgrundstück zu 
errichten. Warum kann man nicht die 
Bedürfnisse der Anlieger mit berück-
sichtigen und z.B. weitere Parkplätze 
am Wendehammer ausweisen, um 
die Lage zu entspannen?  
 
 

Wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Bauherren auf den 
neuen Grundstücken im 
Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes »Hinter 
Burg III« (2. Änderung), Ma-
yen müssen im Baugeneh-
migungsverfahren ausrei-
chend Stellplätze für ihre 
Wohneinheiten auf ihren 
Grundstücken nachweisen. 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. Es besteht kein An-
recht auf Parken im öffentli-
chen Straßenraum. In der 
Regel werden in der Bauge-
nehmigung 1,5 Stellplätze je 
Wohneinheit gefordert. Dies 
sollte auch für eine Stadt-
randlage ausreichende An-
zahl sein. 
 
Wird zur Kenntnis genom-
men. Die Stadtverwaltung 
Mayen wird zeitnah prüfen, 
ob in dem anliegenden 
Wohnbauflächen die in den 
Baugenehmigungen gefor-
derten Stellplätze eingerich-
tet worden sind. Falls es 
Grundstücke gibt, in wel-
chen nicht die in den Bauge-
nehmigungen geforderten 
Stellplätze errichtet wurden, 
wird die Stadtverwaltung 
von den Eigentümern die 
Herstellung dieser fordern. 
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Warum müssen die Probleme der In-
nenstadt zum Problem des Stadtran-
des werden? Man muss doch Gege-
benheiten, die seit 20 Jahren kein 
Problem darstellten, nun für 4 Bau-
grundstücke, zum Problem der Anlie-
ger werden lassen. 

Wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

 




